
ARGE MK - Dienststelle Iserlohn. Postfach 1152. 58581 lserlohn 

Herrn 
Dirk Hardisty 
Oestricher Str. 128 
58644 Iserlohn 

Märkischer Kreis 
Der Geschäftsführer 

Ihr Zeichen 
Ihre Nachricht. 
Mein Zeichen: 427.m-Kundennummer: 355A076203 
(Be jeder Anwort bille angeben) 

BG-Nummer: 35502BG0001348 

Name. Frau Schulz 
Durchwahl. 02371 905 762 
Telefax: 0180100256950799' 
E-Mail: ARGE-MK@arge-sgb2.de 
Datum: 07 Juni 2010 

Anhörung zum möglichen Eintritt einer Sanktion 

Sehr geehrter Herr Hardisty, 

in lhrer Eingliederungsvereinbarung vom 11. Mai 2010 wurde folgendes festgelegt: 

regelmäßige und zuverlässighe Teilnahme an der Arbeitsgelegenheit. 

Nach bisherigem Stand ist davon auszugehen, dass Sie trotz Belehrung über die Rechtsfol- 
gen der Vereinbarung nicht nachgekommen sind, da Sie unentschuldigt in der AGH fehlen 

Sie haben die Möglichkeit, sich dazu zu äußern § 24 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch - 
SGB X). Bitte verwenden Sie hierfür den beigefügten Antwortvordruck. 

Bitte beachten Sie: 

P 
Wenn Sie für Ihr Verhalten keinen wichtigen Grund haben, hat dies die Absenkung oder den 
Wegfall lhrer Leistung zur Folge (Sanktion). 

Die Sanktion dauert grundsätzlich drei Monate und führt in lhrem Fall voraussichtlich zum 
Wegfall Ihres Leistungsanspruchs, da es sich um eine wiederholte Pflichtverletzung handelt. 
Wird Ihr Leistungsanspruch um mehr als 30% gemindert, können Ihnen in angemessenem 
Umfang ergänzende Sachleistungen oder geldwerte Leistungen - insbesondere in Form von 
Lebensmittelgutscheinen gewährt werden. 

Die beabsichtigte Minderung führt in lhrem Fall zum Wegfall des Anspruchs. Ergänzende 
Sachleistungen können daher in Höhe von 330,00 Euro erbracht werden. Bei der Gewäh- 
rung von Sachleistungen bleibt auch der Kranken- und Pflegeversicherungsschutz erhalten. 
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Ergänzende Sachleistungen können nur gewährt werden, wenn Ihnen keine anderweitigen 
Mittel, wie zum Beispiel anrechnungsfreie Einnahmen und Vermögen innerhalb der Freibe- 
tragsgrenzen (Schonvermögen) zur Verfügung stehen. 

Bitte beantworten Sie die aufgeführten Fragen ausführlich und reichen Sie ggf. Nachweise 
ein. Sie können auch Gründe nennen, die nicht in direktem Zusammenhang mit dem erho- 
benen Vorwurf stehen. Verwenden Sie für ausführliche Erläuterungen bitte ein gesondertes 
Blatt. 

Reichen Sie den ausgefüllten Antwortvordruck bitte bis 17. Juni 2010 bei der im Briefkopf 
genannten Stelle ein. Andernfalls muss nach Aktenlage entschieden werden. Dies betrifft 
auch die Entscheidung über ergänzende Sachleistungen. 

Mit freundlichen Grüßen, 

3 Im uftpag 

Sc hulz

Anlagen 
Antwortvordruck 
Gesetzestext zu Ihrer Information 



Auszug aus dem Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) 

§ 24 SGB X - Anhörung Beteiligter 

(1) Bevor ein Verwaltungsakt erlassen wird, der in Rechte eines Beteiligten eingreift, ist die- 
sem Gelegenheit zu geben, sich zu den für die Entscheidung erheblichen Tatsachen zu 
äußern. 

(2 )  Von der Anhörung kann abgesehen werden, wenn 

1. eine sofortige Entscheidung wegen Gefahr im Verzug oder im öffentlichen Interesse not- 
wendig erscheint, 

2.  durch die Anhörung die Einhaltung einer für die Entscheidung maßgeblichen Frist in Fra- 
ge gestellt würde, 

3. von den tatsächlichen Angaben eines Beteiligten, die dieser in einem Antrag oder einer 
Erklärung gemacht hat, nicht zu seinen Ungunsten abgewichen werden soll, 

4. Allgemeinverfügungen oder gleichartige Verwaltungsakte in größerer Zahl erlassen wer- 
den sollen, 

5. einkommensabhängige Leistungen den geänderten Verhältnissen angepasst werden 
sollen, 

6. Maßnahmen in der Verwaltungsvollstreckung getroffen werden sollen oder 
7. gegen Ansprüche oder mit Ansprüchen von weniger als 70 Euro aufgerechnet oder ver- 

rechnet werden soll; Nummer 5 bleibt unberührt. 


